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Die Arbeiter-und-Bauern-Inspektion, die Staatlichen Kon­
trollorgane sowie die Kontrollbevollmächtigten des VE Me­
tallurgiehandel kontrollieren in den Betrieben die volkswirt­
schaftlich effektive Verwertung nicht benötigter Bestände.

Der zunehmenden Bedeutung des Stückguttransports ent­
sprechend ist die АО über den öffentlichen Transport von 
Stückgut — Stückgut-Transport-АО (StTO) — vom 15. Fe­
bruar 1984 (GBl. I Nr. 9 S. 93) neu erarbeitet worden. Die 
Transportbetriebe werden verpflichtet, eine bedarfsgerechte 
Erfüllung der Transporte für die Volkswirtschaft und die 
Bürger zu gewährleisten sowie einen kontinuierlichen, schnel­
len und sicheren Transportprozeß zu organisieren. Die АО 
enthält alle Einzelheiten zur Planung und Durchführung von 
Stückguttransporten durch Eisenbahn und Kraftverkehr und 
für den Sammelguttransport des Kraftverkehrs. Für Schä­
den am Transportgut, an Transport-, Umschlag- und Lade­
mitteln, Kleincontainern, Paletten und Verkehrsanlagen sieht 
die АО die materielle Verantwortlichkeit der Transportbe­
triebe bzw. der Transportkunden vor.

Vorgesehen sind auch Vertragsstrafen gegenüber Betrie­
ben, die bestimmte Pflichten nicht erfüllen. Gegenüber Bür­
gern wird in solchen Fällen eine Gebühr von 10 M je Kilo­
gramm, höchstens 300 M, erhoben. Für die Entscheidung von 
Streitfällen, die sich aus der Anwendung der StTO ergeben, 
ist das Staatliche Vertragsgericht zuständig, sofern die 
Transportbetriebe und die Transportkunden dem Geltungsbe­
reich des Vertragsgesetzes unterliegen. In allen anderen 
Fällen entscheiden die Gerichte.

Zusammen mit der GütertransportVO vom 10. Dezem­
ber 1981 (GBl. I 1982 Nr. 2 S. 13)5, der Personenbeförderungs- 
VO vom 5. Januar 1984 (GBl. I Nr. 4 S. 25) und der VO über 
die Koordinierung des Güter- und Personenverkehrs mit 
Kraftfahrzeugen vom 22. Juli 1982 (GBl. I Nr. 31 S. 563)6 liegt 
nunmehr für die Eisenbahn, den Nahverkehr und den Kraft­
verkehr ein Komplex von Rechtsvorschriften vor, der dazu 
beitragen soll, alle notwendigen Transporte und Beförde­
rungen mit geringstem gesellschaftlichem Aufwand in hoher 
Qualität durchzuführen.

*

Die Regelungen der АО Nr. Pr. 441 über die Preisbildung 
für Exquisiterzeugnisse vom 10. Februar 1984 (GBl. I Nr. 9 
S. 106) sind auf die weitere Verbesserung der Versorgung 
der Bevölkerung mit hochwertigen Erzeugnissen gerichtet. 
Die АО enthält die dazu erforderlichen Veränderungen in 
der Leitung, Planung und Stimulierung der Exquisitproduk­
tion. Dem VHB Exquisit wird eine zentrale Stellung einge­
räumt, seine Rechte und Pflichten werden präzisiert und er­
weitert. Neu ist die Verantwortung des VHB für die Güte­
klassifizierung und -prädikatisierung. Für Exquisiterzeugnisse 
der 1. Wahl wird jetzt das Gütesiegel „Exquisitqualität“ ver­
liehen. Je nach Qualitätsgruppe können die Betriebe dafür 
Zuschläge von 2 bis 6 Prozent zum Betriebspreis erhalten. 
Erstmalig geregelt ist auch die Durchführung einer Exquisit- 
Lizenzproduktion, für die ein weiterer Zuschlag zum Be­
triebspreis erfolgen kann. Zur Erhöhung der Flexibilität und 
zur Gewährleistung eines materiellen Anreizes für die er­
forderlichen Kleinserien ist die Anwendung von Staffelprei­
sen für geringe Losgrößen vorgesehen.

Detailliert 1st das Preisantragsverfahren für Exquisiter­
zeugnisse geregelt. Wer als Verantwortlicher seinen Pflich­
ten zur Stellung eines Preisantrags oder zur Unterbreitung 
eines Preisvorschlags nicht nachkommt, kann jetzt mit Ord­
nungsstrafe belegt werden. Bei Fahrlässigkeit ist ein Ver­
weis oder Ordnungsstrafe von 10 bis 1 000 M angedroht, bei 
einer vorsätzlichen Ordnungswidrigkeit kann eine Ordnungs­
strafe bis zu 10 000 M ausgesprochen werden. Das entspricht 
den Ordnungsstrafbestimmungen der АО Nr. Pr. 305 über 
das Preisantragsverfahren vom 17. November 1983 (GBl. I 
Nr. 35 S. 371)7, die die für alle Bereiche geltenden Bestim­
mungen enthält.

•

Einige Rechtsvorschriften auf dem Gebiet der Tier- und 
Pflanzenproduktion sind Folgeregelungen zur Agrarpreis­
reform in der Landwirtschaft der DDR.8

Die VO über die Besteuerung der Umsätze und Gewinne 
ans dem Verkauf pflanzlicher und tierischer Erzeugnisse vom 
12. Januar 1984 (GBl. I Nr. 3 S. 20) sowie die DB dazu vom 
gleichen Tage enthält Regelungen zum Ausgleich von Aus­
wirkungen der Agrarpreisreform auf Gewerbetreibende 
(hauptberufliche Produzenten) und faßt zugleich die bisher 
geltenden Vorschriften für nebenberufliche Produzenten 
(Bürger, die außerhalb einer hauptberuflichen Tätigkeit oder 
als Rentner oder Hausfrau pflanzliche bzw. tierische Erzeug­
nisse produzieren) zusammen.

In bewährter Weise bleiben Einnahmen .aus dem Verkauf 
pflanzlicher und tierischer Erzeugnisse steuerfrei, wenn sie 
erzielt werden von
— Mitgliedern sozialistischer Produktionsgenossenschaften 

sowie Arbeitern und Angestellten der sozialistischen 
Landwirtschaft im Rahmen der persönlichen Hauswirt­
schaft,

— Kleingärtnern, Siedlern und Kleintierzüchtern aus der Nut­
zung der Kleingarten- und Siedlerfläche und aus der 
Kleintierzucht (außer Edelpelztier- und Hundezüchter),

— nebenberuflichen Imkern sowie
— anderen nebenberuflichen Produzenten, wenn die Umsätze 

aus dem Verkauf von Erzeugnissen der Tierproduktion an 
die dafür zugelassenen Auf kauf Organe 7 000 M jährlich 
nicht übersteigen.
Einnahmen aus dem Verkauf gesammelter Heilpflanzen, 

Gewürzpflanzen und Wildfrüchte unterliegen nicht der Be­
steuerung.

Die bisher geltenden differenzierten Steuerbefreiungen 
für Edelpelztier- und Hundezüchter wurden in die VO über­
nommen. Von der VO nicht berührt werden Steuerbefreiun­
gen bzw. -Vergünstigungen gemäß der АО über steuerliche 
Vergünstigungen für Einnahmen aus nebenberuflicher Tätig­
keit vom 7. Februar 1980 (GBl. I Nr. 8 S. 69).9

. Die Bestimmungen der VO sind auf den vollständigen 
Ausgleich von Einkommensminderungen der Gewerbetrei­
benden sowie auf die Stimulierung einer bedarfsgerechten 
Produktion von Obst, Gemüse, Tabak- und Gemüsejung­
pflanzen gerichtet. Die Stimulierung dieser Produktion er­
folgt durch Steuervergünstigungen, die maximal 10 000 M pro 
Jahr betragen können. Die Zahlung des Gewinnausgleichs 
für Einkommensminderungen der Gewerbetreibenden ist an 
die Produktion von Hauptkulturen und an Versorgungszeit­
räume entsprechend dem Bedarf der Bevölkerung gebunden.

Um/eine einheitliche Verfahrensweise zu gewährleisten, 
erfolgt die Berechnung des Gewinnausgleichs durch die Räte 
der Kreise nach Kriterien, die vom Minister der Finanzen 
auf der Grundlage der VO festgelegt werden.

Da im Rahmen der Agrarpreisreform der Erzeugerpreise 
für Tiere verändert sowie neue Bewertungsnormen für die 
Tierseuchen- und Schlachttierversicherung der Tierhalter 
festgelegt wurden, mußten auch versicherungsrechtliche Re­
gelungen ergänzt bzw. überarbeitet werden.

Mit der АО Nr. 3 über die Allgemeinen Bedingungen für 
freiwillige Sach- und Haftpflichtversicherungen der Bürger 
vom 27. Januar 1984 (GBl. I Nr. 5 S. 66) wird die ergänzte 
Fassung der Allgemeinen Bedingungen für die Versicherung 
des persönlichen Eigentums der Mitglieder der LPG/GPG so­
wie der Allgemeinen Bedingungen für die Tierlebensversi­
cherung bestätigt. Sie gelten für die Versicherung von Tieren 
der Genossenschaftsbauern und anderer Bürger.

Im Interesse der Tierhalter und zur Förderung der indi­
viduellen Tierproduktion wurden die Bewertungsnormen für 
die Tierversicherungen verändert und den neuen mit der 
Agrarpreisreform ab 1984 für Zucht-, Nutz- und Schlacht­
vieh geltenden Erzeugerpreisen angepaßt. Die neuen Bewer­
tungsnormen bilden die Grundlage für den zu versichernden- 
Wert der Tiere. Dadurch haben die Tierhalter die Möglich­
keit, ihre Tiere zu den höheren Erzeugerpreisen zu versi­
chern.

In beiden Allgemeinen Bedingungen wurde einheitlich die 
Höhe der Versicherungsleistung neu festgelegt. Sie beträgt 
bei Tieren, die notgetötet oder infolge dauernder Zuchtun­
tauglichkeit oder dauernder Unbrauchbarkeit geschlachtet 
oder lebend abgenommen werden, 80 Prozent, bei verendeten 
50 Prozent und bei denen, die bei der Schlachtung für den 
eigenen Haushalt beanstandet werden, 100 Prozent des Scha­
dens. Maßgebend für den Schaden ist der Wert der Schaden­
tiere auf der Grundlage der vereinbarten Bewertungsnor­
men.

Eine Umstellung der Tierversicherung auf die neuen Be­
wertungsnormen erfolgt auf freiwilliger Grundlage. Jeder 
versicherte Tierhalter kann selbst entscheiden, ob er die Ver­
sicherung zu den neuen Preisen abschließt oder sie zu den 
bisherigen Werten weiterbestehen läßt.

*

5 Vgl. die Gesetzgebungsübersicht ln NJ 1982, Heft 5, S. 220.
6 Vgl. die Gesetzgebungsübersicht ln NJ 1982, Heft 11, S. 499.
7 Vgl. die Gesetzgebungsübersicht in NJ 1984, Heft 2, S. 60.
8 Zum Beschluß des Ministerrates über die Agrarpreisreform in der 

Landwirtschaft der DDR vom 11. November 1982 (GBl.-Sdr. Nr. 1114) 
vgl. die Gesetzgebungsübersicht in NJ 1983, Heft 11, S. 456.

9 Vgl. die Gesetzgebungsübersicht in NJ 1980, Heft 8, S. 222.


